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H Von Holger Rogall 
eute müssen in einem Fachartikel die 
ökologischen Gefahren für die natür-

lichen Lebensgrundlagen nicht mehr erläutert 
werden. Die vorliegenden Untersuchungen bele-
gen, dass die Industriestaaten ihren Verbrauch 
der natürlichen Ressourcen bis 2050 um 80-90 
Prozent reduzieren müssen, soll eine zukunftsfä-
hige Entwicklung eingeleitet werden. Dieses am-
bitionierte Ziel wird jedoch ohne die Einführung 
neuer politisch-rechtlicher Instrumente mit Aus-
nahme der Schadstoffe in keinem Bereich er-
reicht werden. Die Grenzen einer nachsorge-
orientierten Umweltschutzpolitik zwingen dazu, 
eine Ökonomie der Nachhaltigkeit einzuleiten – 
eine Entwicklung, die zwar auf nachsorgende 
Techniken nicht ganz verzichtet, aber in ihrem 
Kern auf die ökologische Modernisierung aller 
Wirtschafsbereiche abzielt (1). 
Die kritische Analyse des Beitrags der neoklas-
sischen Umweltökonomie wie der nachhaltigkeits-
orientierten ökologischen Ökonomie zeigt, dass die 
Übernutzung der natürlichen Ressourcen auf ver-
schiedene sozial-ökonomische Faktoren des Markt-
versagens zurückzuführen ist (2). Sie können nicht 
von selbst oder lediglich über eine bessere Informa-
tion der Konsumenten und Produzenten aufgeho-
ben werden. Eine Strategie die allein auf die Konsu-
menten oder eine Bewusstseinsbildung setzt ist eine 
Illusion. Es bedarf vielmehr einer Änderung der 
Rahmenbedingungen, ohne die eine nachhaltige 
Entwicklung keine Perspektive hat. Die hierfür not-
wendigen politisch-rechtlichen Instrumente zur 
Setzung von „ökologischen Leitplanken“ sind be-
reits konzipiert, bedürfen aber der konsequenteren 
Einführung. Als wichtigste Maßnahmen sind hierbei 
die neuen ökonomischen Instrumente (Ökologisie-
rung des Finanzsystems, Naturnutzungszertifikate) 
sowie die ordungsrechtlichen Instrumente (Grenz-

wertfestsetzungen, Höchstverbräuche und solare 
Baupflichten) anzusehen. Eine Akteursanalyse von 
den Kommunen bis zur globalen Ebene zeigt, dass 
die Realisierungschancen aufgrund der kurzsichtig 
denkenden Lobbys nicht sicher, aber bei zuneh-
menden globalen Problemen, Nutzung neuer Bünd-
nispotentiale zwischen Zivilgesellschaft und Politik 
sowie sich bietenden Zeitfenstern durchaus gegeben 
sind (3).

  handlungsfelder  
der nachhaltigkeit

Über die Bedingungen einer nachhaltigen Entwick-
lung ist bereits viel geschrieben worden, aber an 
der Konkretisierung dieses Konzepts muss weiter 
gearbeitet werden. Sicher ist heute, dass Politik 
und Wirtschaft gleichermaßen gefordert sind: Die 
Politik muss die Rahmenbedingungen verändern, 
die Wirtschaft die Innovationskraft für die gezeich-
neten Strategiepfade aufbringen. Am Beispiel der 
vier Handlungsfelder Energie, Mobilität, Ressour-
censchutz und Wirtschaftspolitik kann gezeigt wer-
den, wie die ökologischen, ökonomischen und 
sozial-kulturellen Ziele einer nachhaltigen Entwick-
lung in den nächsten Jahrzehnten erreichbar sind 
und welche möglichen Hemmnisse dem im Wege 
stehen. Hierfür liegen für jedes Handlungsfeld Qua-
litäts- und Handlungsziele für die Jahre 2020 und 
2050 vor, zum Beispiel 40 Prozent Kohlendioxid-
Reduktion bis zum Jahr 2020 und 80 Prozent bis 
zum Jahr 2050. 
Diese sehr ambitionierten Ziele lassen sich durch 
einseitige Strategieansätze nicht erreichen, da sie 
der Herausforderung der Reduktionsziele einer 
nachhaltigen Entwicklung nicht gerecht werden. 
Nur mit der konsequenten Umsetzung der Effizienz-, 
Substitutions- und Suffizienzstrategie lassen sich 
nach den vorliegenden Szenarien die Ziele einer 
Ökonomie der Nachhaltigkeit bis 2050 erreichen. 

Ein besonderer Schwerpunkt muss hierbei auf die 
wirtschaftlichen Chancen gelegt werden. Einge-
bettet in eine europäische Vereinigungsstrategie 
lassen sich aus der ökologischen Modernisierung 
der Volkswirtschaft erhebliche Potentiale er-
schließen. Zum Beispiel könnten allein im Ener-
giesektor unter anderem durch ein umfassendes 
Wärmeschutzsanierungsprogramm und den mas-
siven Ausbau der erneuerbaren Energien über 
eine Million Arbeitsplätze geschaffen werden. 

  energiepolitik
Zwischenziele einer zukunftsfähigen Energiepo-
litik sind die Halbierung des Primärenergiever-
brauchs bis 2050 und die Erhöhung des Anteils 
der erneuerbaren Energien auf mindestens 50 
Prozent. Die vorliegenden Studien belegen, dass 
diese Ziele durch den konsequenten Ersatz 
konventioneller Geräte und Anlagen durch effi-
ziente Techniken zu erreichen sind. Die Be-
trachtung der technischen und wirtschaftlichen 
Potentiale zeigt, welche großen Beiträge effizi-
ente Kraftwerke, insbesondere GuD-Anlagen 
und Blockheizkraftwerke, hierzu leisten kön-
nen. Sie kommen auf Wirkungsgrade von 90 bis 
95 Prozent gegenüber 35 bis 42 Prozent kon-
ventioneller Kondensationskraftwerken. Da in 
den nächsten 20 Jahren die Mehrzahl der euro-
päischen Kraftwerke erneuert werden muss, 
könnten erhebliche Effizienzgewinne realisiert 
werden. Umso unverständlicher sind die 
schwachen Minderungsziele des gerade verab-
schiedeten Kohlendioxid-Emissionhandelssy-
stems. Das System kann daher nur als Probelauf 
akzeptiert werden.
Ein weiteres Beispiel für die großen wirtschaft-
lichen und umweltpolitischen Chancen einer öko-
logischen Modernisierung der Volkswirtschaft 
sind die enormen Beschäftigungschancen und 
Kohlendioxid-Minderungspotentiale wenn der 
europäische Gebäudebestand systematisch wär-
meschutzsaniert wird, das Energieeinsparpotenti-
al liegt hier bei 70 bis 77 Prozent. 
Der nächste große Sektor betrifft den Ausbau der 
erneuerbaren Energieträger, die langfristig – die 
Ausschöpfung der Effizienzpotentiale vorausge-
setzt – die gesamte Energieversorgung der Erde 
übernehmen könnten. In Deutschland sind bis 
zum Jahr 2050 selbst unter erhöhten Naturschutz-
standards insbesondere durch die Nutzung der 
Sonnenenergie, Windkraft und Biomasse circa 50 
Prozent der Energieversorgung technisch und 
wirtschaftlich darstellbar.

Handlungsfelder für Politik und Wirtschaft

Wege zur nachhaltigen Ökonomie 
während die Bedeutung eines wirkungsvollen umweltschutzes heute für eine 
übergroße mehrheit der deutschen Bevölkerung und die mehrzahl der wissen-
schaftler mit ausnahme der Ökonomen einen konsens darstellt, wird über die 
adäquaten strategien hierfür immer noch heftig debattiert. der artikel geht der 
frage nach, wie die notwendigen strategiepfade einer dauerhaft umweltge-
rechten entwicklung im rahmen einer europäischen strategie bis zum jahr 
2050 in konkretes handeln umzusetzen sind. 
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  mobilität und ressourcenschutz 
Auch die Untersuchung der Mobilität zeigt, dass 
aufgrund der hohen sozialen Kosten, die der Ver-
kehr heute mit sich bringt, eine Trendumkehr un-
verzichtbar ist. Wie in der Energiepolitik sind auch 
hier große Effizienzsteigerungs-, Substitutions- und 
Suffizienzpotenziale vorhanden. Die Einführung der 
hierfür notwendigen Instrumente setzt allerdings 
erhebliche Anstrengungen der politischen und ge-
sellschaftlichen Akteure voraus.
Zu dem gleichen Resultat kommt die Analyse des 
Handlungsfeldes Ressourcenschonung inklusive 
EcoDesign und Abfallpolitik. Auch wenn sich die-
ser Bereich als deutlich komplexer erweist als 
zum Beispiel die Energiepolitik, sprechen die um-
welt- und wirtschaftsrelevanten Potenziale einer 
Ressourcenschonungspolitik doch für ein verstär-
ktes Engagement. Heute betragen nach den Be-
rechnungen des Wuppertal Instituts die Kosten für 
die Nutzung der natürlichen Ressourcen in 
Deutschland etwa 750 Milliarden Euro pro Jahr. 
Ein großer Teil dieser Mittel könnte durch eine 
Politik der ökologischen Modernisierung dauer-
haft vermieden werden und somit für andere Be-
reiche zur Verfügung stehen.

  wirtschaftspolitik
Die traditionellen Wirtschaftsschulen wie Neolibe-
ralismus und Keynesianismus verfügen über kei-
nerlei Lösungsansätze für die globale Zerstörung 
der natürlichen Lebensgrundlagen und verschär-
fen das Problem der Armut (Neoliberalismus) 
oder der Staatsverschuldung (Keynesianismus). 
Auch wenn eine ausformulierte Schule einer Öko-
nomie der Nachhaltigkeit noch nicht existiert, gibt 
es doch mehrere Strategieansätze, die einen deut-
lichen Beitrag zur Erreichung des Zieldreiecks 
der Nachhaltigkeit leisten könnten. Auf das Ziel 
einer Vollbeschäftigung sollte auf absehbare Zeit 
nicht verzichtet werden, allerdings nicht in Form 
der heutigen Vollerwerbstätigkeit. Die Gefahr, 
dass die Modelle der Eigenarbeit mit Bürgergeld 
in Wirklichkeit nur zu einer Sozialhilfe mit ande-
rem Namen führen und eine Gesellschaft von 
„Brot und Spielen“ zur Folge haben, ist einfach zu 
groß. Auch für dieses Handlungsfeld zielen ein-
zelne Strategieansätze zu kurz. Vielmehr müssen 
mehrere Wege zugleich beschritten werden: er-
stens ökologische Modernisierung der Volkswirt-
schaft, zweitens kostenneutrale Verteilung der 
Arbeit, insbesondere Teilzeitarbeit nach dem Nie-
derländischen Modell; drittens Finanzierung von 
Arbeit statt Arbeitslosigkeit, unter anderem Aus-
bau des Bildungssektors durch Subventionsab-

bau, gemeinnützige Arbeit, nach dem Skandina-
vischen Modell; viertens internationale sozial-
ökonomische Mindeststandards. 

  fazit
Ob das bisherige Marktversagen in absehbarer 
Zeit durch politisch-rechtliche Instrumente aus-
reichend vermindert werden kann und die darge-
stellten Strategiepfade tatsächlich beschritten 
werden, kann nicht voraus gesagt werden. Im 
Zuge der absehbaren Verschärfung der globalen 
Umweltkrise wird dies aber für möglich gehalten. 
Am Beispiel der Ökologisierung des Finanzsy-
stems könnte so eine „fünffache Dividende“ einer 
Ökonomie der Nachhaltigkeit realisiert werden: 
weniger Umweltbelastung durch Senkung des 
Ressourcenverbrauchs; mehr Arbeitsplätze durch 
die Senkung der Sozialabgaben sowie den Anreiz, 
ressourceneffizientere Produkte zu entwickeln 
und die Gebäude zu isolieren; Stärkung der sozi-
alen Sicherungssysteme durch Verbreiterung der 
Finanzierungsbasis und Abbau der Arbeitslosig-
keit; Verringerung der wirtschaftlichen Abhängig-
keit von Ressourcenimporten und hierdurch auch 
ein Beitrag für die internationale Friedenssiche-
rung. Der Verzicht auf die weitere Erhöhung der 
Öko-Steuern wird daher nur kurzfristig – zum 
Beispiel bis zum Wahlabend 2006 – akzeptiert, 
ansonsten wäre das Rot-Grüne-Projekt wohl ge-
scheitert. Eine derartige Prognose ist aber viel zu 
verfrüht.
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